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Der Erörterungstermin wird um 11:50 Uhr für eine Beratung unterbrochen und um 12:40 

Uhr fortgesetzt. 

Die Sach- und Rechtslage wird weiter erörtert. Die Antragsgegnerin erhält das Wort. Der 

Vorsitzende und der Berichterstatter tragen die vorläufige Rechtsauffassung der Kammer 

zur Zulässigkeit und Begründetheit des Antrags vor. 

Der Erörterungstermin wird um 13:30 Uhr erneut unterbrochen und um 14:00 Uhr fort- 

gesetzt.  

Der Erörterungstermin wird um 14:03 Uhr erneut unterbrochen und nach erneuter Beratung 

der Kammer um 14:17 Uhr fortgesetzt. 

Die Kammer weist die Beteiligten auf folgende Gesichtspunkte hin: 

Zulässiger Antragsgegenstand im vorliegenden Verfahren des einstweiligen Rechts- 

schutzes dürfte ausschließlich die vorläufige Unterlassung der Beobachtung der Antrag-

stellerin i.S.d. § 4 Abs. 1 HmbVerfSchG durch die Antragsgegnerin sein. Voraussetzung für 

diese Beobachtung ist gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 HmbVerfSchG das Vorliegen tatsächlicher 

Anhaltspunkte für Bestrebungen bzw. Tätigkeiten nach § 4 Abs. 1 HmbVerfSchG. Bei den 

von der Antragsgegnerin vorgenommenen „Einstufungen“ der Antragstellerin als „Ver-

dachtsfall“ bzw. „gesichert extremistische Bestrebung“ handelt es sich demgegenüber 

grundsätzlich um verwaltungsinterne Vorgänge ohne Außenwirkung, die daher für sich 

genommen nicht Gegenstand eines öffentlich-rechtlichen Unterlassungsanspruchs sein 

können dürften. Etwas anderes dürfte lediglich für die öffentliche Bekanntgabe solcher 

Einstufungen gelten, die vorliegend jedoch nicht verfahrensgegenständlich ist. 

Der Umstand, dass eine zivilgesellschaftliche Gruppierung mit anderen Gruppierungen, 

denen eine Verfassungsschutzbehörde vorwirft, Bestrebungen bzw. Tätigkeiten nach § 4 

Abs. 1 HmbVerfSchG zu verfolgen, in Kontakt steht, rechtfertigt für sich genommen noch 

nicht die Annahme, dass auch hinsichtlich der erstgenannten Gruppierung tatsächliche 

Anhaltspunkte für solche Bestrebungen bzw. Tätigkeiten vorliegen. Insoweit kommt es 

vielmehr darauf an, inwiefern – erstens – die jeweilige andere Gruppierung solche 

Bestrebungen bzw. Tätigkeiten tatsächlich verfolgt und – zweitens – die erstgenannte 

Gruppierung sich gerade diese zu eigen macht. Daraus, dass die erstgenannte 

Gruppierung gemeinsam mit der anderen Gruppierung Demonstrationen oder andere Ver-

anstaltungen organisiert oder deren Räumlichkeiten nutzt, folgt für sich genommen noch 

nicht ohne weiteres, dass sie sich auch jegliche Positionen und Aktivitäten der anderen 

Gruppierungen zu eigen macht. Soweit die Antragsgegnerin der Antragstellerin vorwirft, mit 
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Gruppierungen in Kontakt zu stehen, denen die Antragsgegnerin vorwirft, gegen die frei-

heitliche demokratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen i.S.d. §§ 4 Abs. 1 Nr. 1 

Alt. 1, 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HmbVerfSchG zu verfolgen, erscheint es der Kammer bei vor-

läufiger Würdigung des Vorbringens der Beteiligten eher fernliegend, dass die Antrag- 

stellerin selbst solche Bestrebungen verfolgen könnte. Soweit die Antragsgegnerin der An-

tragstellerin Äußerungen vorwirft, in denen diese – teils stark zugespitzt formulierte – Kritik 

an deutschem Regierungs- bzw. Behördenhandeln äußert, dürfte sich diese Kritik, soweit 

ersichtlich, praktisch ausschließlich auf den Umgang mit ausländischen Konflikten bzw. auf 

ausländische Konflikte bezogenem Aktivismus, namentlich dem sog. pro-palästinensischen 

Aktivismus, beziehen. Auch dürfte die befürwortende Verwendung auslegungsbedürftiger 

Begriffe wie „Antiimperialismus“, „Antikolonialismus“ oder „Antikapitalismus“ für sich  

genommen noch keine hinreichenden tatsächlichen Anhaltspunkte für gegen die freiheit-

liche demokratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen i.S.d. §§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1, 

5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 HmbVerfSchG begründen. 

Kritik an der israelischen Besetzung der palästinensischen Gebiete im Westjordanland und 

im Gazastreifen oder an sonstigem israelischen Regierungs- bzw. Behördenhandeln ist 

auch dann, wenn sie stark zugespitzt und polemisch formuliert ist, nicht ohne Weiteres als 

antisemitisch bzw. als i.S.d. § 4 Abs. 1 Nr. 4 HmbVerfSchG gegen den Gedanken der 

Völkerverständigung gerichtet zu bewerten. Dies dürfte etwa für die Behauptung gelten, 

dass das Vorgehen der israelischen Regierung, der Israelischen Verteidigungsstreitkräfte 

und weiterer israelischer Behörden gegenüber der Bevölkerung des Gazastreifens den Tat-

bestand des Völkermordes i.S.d. Art. 2 der Konvention über die Verhütung und Bestrafung 

des Völkermordes erfüllt, ebenso für die Behauptung, dass der Umgang der israelischen 

Regierung, der Israelischen Verteidigungsstreitkräfte und weiterer israelischer Behörden 

mit der Bevölkerung in den besetzten palästinensischen Gebieten bzw. im israelischen 

Staatsgebiet den Tatbestand der Apartheid i.S.d. Art. 2 der Internationalen Konvention über 

die Bekämpfung und Bestrafung des Verbrechens der Apartheid erfüllt. Gleiches gilt für die 

Forderung nach einer Neuordnung der territorialen Verhältnisse im Gebiet des Staates 

Israel und der palästinensischen Gebiete sowie den Aufruf zu Boykotten, Desinvestition und 

Sanktionen gegenüber Israel. Von erheblicher Bedeutung für die Bewertung, ob in diesem 

Zusammenhang gegen die Völkerverständigung gerichtete Bestrebungen verfolgt werden, 

dürfte nach Auffassung der Kammer insbesondere sein, ob eine völkerrechtswidrige 

Gewaltanwendung gegenüber Israel in hinreichender Weise unterstützt bzw. befürwortet 

wird. Eine solche völkerrechtswidrige Gewaltanwendung können dabei etwa gegen Israel 

gerichtete militärische Aktionen von Hamas und Hisbollah darstellen. 






